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Sicherstellung und Einziehung von Erträgen aus 
Straftaten 

Die Kommission hat vorgeschlagen, die Richtlinie 2014/42/EU über die Sicherstellung und Einziehung von 
Erträgen aus Straftaten zu ändern, um die EU-Vorschriften zur Abschöpfung und Einziehung von 
Vermögenswerten zu stärken. Durch eine Modernisierung des Rechtsrahmens sollen die niedrigen Quoten bei 
der Sicherstellung und Einziehung von Erträgen aus Straftaten in Angriff genommen werden. Nach drei Runden 
interinstitutioneller Verhandlungen erzielten das Parlament und der Rat am 12. Dezember 2023 eine vorläufige 
Einigung über den Entwurf einer Richtlinie. Das Parlament wird voraussichtlich während der Plenartagung im 
März über den Entwurf abstimmen. 

Hintergrund 
Nach Angaben von Europol belaufen sich die jährlichen Erträge aus der organisierten Kriminalität in Europa 
auf rund 139 Mrd. EUR. Die Sicherstellung und Einziehung von Erträgen aus Straftaten trägt entscheidend 
zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität bei. Schätzungen zufolge sind die Sicherstellungs- und 
Einziehungsquoten in der EU jedoch niedrig. Aufgrund mangelnder zuverlässiger Zahlen ist die 
Auswertung und der Vergleich von Einziehungsquoten auf EU-Ebene bisher schwer möglich. In ihrem 
Bericht vom Juni 2020 mit dem Titel „Abschöpfung und Einziehung von Vermögenswerten: Straftaten 
dürfen sich nicht auszahlen“ beschreibt die Kommission ein paar der wichtigsten Probleme, etwa den 
begrenzten Anwendungsbereich der derzeitig gültigen Richtlinie, die mangelnde Reichweite der 
Einziehungssysteme, die fehlende Harmonisierung der von den Mitgliedstaat angenommenen 
Rechtsvorschriften und das Fehlen von Vergleichswerten. 

Vorschlag der Kommission 
Im Rahmen des Vorschlags der Kommission ist eine Änderung der Richtlinie 2014/42/EU vorgesehen, die 
Vorschriften zur Sicherstellung, Einziehung und Verwaltung von Vermögensgegenständen aus Straftaten 
enthält. Der Vorschlag baut außerdem auf dem Beschluss 2007/845/JI des Rates, der den 
Informationsaustausch und die Zusammenarbeit zwischen den Vermögensabschöpfungsstellen erleichtert 
hat, sowie auf dem Rahmenbeschluss 2005/212/JI des Rates über die Einziehung von Erträgen, 
Tatwerkzeugen und Vermögensgegenständen aus Straftaten auf. In ihrem Bericht von 2020 fordert die 
Kommission, dass die auf EU-Ebene getroffenen Maßnahmen zur Unterstützung der Mitgliedstaaten bei 
der Bekämpfung der organisierten Kriminalität weiter ausgebaut werden müssen. Vermögenswerte, die 
durch Straftaten erlagt wurden, müssten in einem ersten Schritt der Vermögensabschöpfung 
schnellstmöglich aufgespürt, ermittelt und eingezogen werden. Der Zugang zu nationalen Datenbanken 
oder Registern sei erforderlich, um diese Arbeit und die grenzüberschreitende Zusammenarbeit zu fördern. 
Außerdem müsse der in der Richtlinie derzeit festgelegte Anwendungsbereich erweitert werden, da er 
nicht alle Formen von Vermögenswerten aus Straftaten abdeckt. 

Der Standpunkt des Europäischen Parlaments 
Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (LIBE) nahm seinen Bericht am 23. Mai 2023 im 
Parlament an – wobei der Rechtsausschuss als assoziierter Ausschuss beteiligt war. In dem Bericht wird 
vorgeschlagen, den Anwendungsbereich der Richtlinie auf andere Straftaten auszuweiten. Außerdem 
sollen eingezogene Vermögensgegenstände für soziale oder dem öffentlichen Interesse dienende Zwecke 
eingesetzt oder den Opfern zurückgegeben werden. Das Verhandlungsmandat des LIBE-Ausschusses für 
die Trilogverhandlungen wurde im Juni 2023 im Plenum gebilligt. Im Rahmen der Richtlinie – auf die sich 
Parlament und Rat nach Verhandlungen geeinigt haben – sind die Mitgliedstaaten verpflichtet, 
Maßnahmen zu ergreifen, damit Vermögensgegenstände für eine mögliche Einziehung sichergestellt 
werden können, auch in Bezug auf Vermögen mit unklarer Herkunft. Mit einer Maßnahme soll gezielt gegen 
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diejenigen vorgegangenen werden, die von der Umgehung von EU-Sanktionen profitieren. Ihre Einkünfte 
sollen auf die gleiche Weise sichergestellt und eingezogen werden können wie Erträge aus Straftaten. Die 
Mitgliedstaaten sind auch verpflichtet, ihre Vermögensabschöpfungsstellen zu stärken. Diese Stellen sind 
künftig auch für die Aufspürung und Einziehung von Vermögenswerten aus Straftaten zuständig, für die 
Einziehungsentscheidungen aus anderen Mitgliedstaaten vorliegen. 
 

Bericht für die erste Lesung: 2022/0167(COD), federführender 
Ausschuss: LIBE; Berichterstatter: Loránt Vincze (PPE, 
Rumänien). Weitere Informationen finden Sie im Briefing des 
Wissenschaftlichen Dienstes aus der Reihe „Laufende 
Legislativverfahren der EU“. 
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